
Vaterschaftsurlaub  –  die
Schweiz  hinkt  europaweit
hinterher
geschrieben von Barbara Falk | August 23, 2019
Väter wünschen ihn, Politik und Wirtschaft verhindern ihn: den
Vaterschaftsurlaub. Bislang sind zahlreiche parlamentarische
Vorstösse zur Einführung eines bezahlten Vaterschaftsurlaubs
in der Schweiz immer wieder gescheitert. Im kommenden Herbst
hat  es  der  Nationalrat  nun  in  der  Hand,  die
familienunfreundliche Situation zu ändern und gleichzeitig ein
Zeichen für die Gleichberechtigung zu setzen. Doch selbst bei
Annahme der Minimallösung, dem Gegenvorschlag zur aktuellen
Initiative des Vereins «Vaterschaftsurlaub jetzt!», bleibt die
Schweiz  im  europäischen  Vergleich  familienpolitisch  ein
Schlusslicht.

Das  Thema  Vaterschaftsurlaub  beschäftigt  zurzeit  nicht  nur
junge Familien und Paare mit Kinderwunsch, sondern auch die
Politik. Der Ständerat hat im Juni über die Volksinitiative
«Für einen vernünftigen Vaterschaftsurlaub – zum Nutzen der
ganzen Familie» debattiert, der einen vierwöchigen, flexibel
beziehbaren  Vaterschaftsurlaub  für  alle  frisch  gebackenen
Väter  vorsieht.  Behandelt  wurde  auch  der  indirekte
Gegenvorschlag, der zwei Wochen Vaterschaftsurlaub gesetzlich
verankern will. Der ständerätliche Entscheid war schliesslich
– gegen grossen Widerstand seitens der Wirtschaft – ein JA
zugunsten von 10 Tagen, also zur abgeschwächten Version, die
nun in der Herbstsession im Nationalrat verhandelt wird. Man
darf sich die Frage stellen: Weshalb tut sich ein Land wie die
Schweiz, der es wirtschaftlich und sozial vergleichsweise sehr
gut  geht,  so  schwer  mit  dem  Anliegen  eines
Vaterschaftsurlaubs?

Gesetzlich ist hierzulande für Väter kein Urlaub nach der
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Geburt  ihres  Kindes  vorgesehen.  Arbeitgeber  müssen  Vätern
lediglich ein paar Stunden frei geben, in der Regel sind das
ein bis zwei Tage, wie es bei familiären Ereignissen üblich
ist. Es gibt allerdings auch fortschrittliche Unternehmen –
hier  kommen  Väter  in  den  Genuss  eines  mitunter  sehr
grosszügigen  Vaterschaftsurlaubes  von  3  bis  zu  24  Wochen.
Zumeist sind es grosse Unternehmen, allen voran Volvo, gefolgt
von  Johnson & Johnson,  Novartis,  Google  und  Ikea,  sowie
öffentliche Institutionen wie Bund, Kantone und Städte, die
sich für Väter engagieren; sie können sich einen längeren
Vaterschaftsurlaub im Unterschied zu Kleinunternehmen offenbar
leisten.  Dies  wiederum  macht  sie  gerade  heutzutage  als
Arbeitgeber  attraktiv.  Denn  längst  will  eine  Grosszahl
werdender  Vätern  nicht  nur  die  Ernährerrolle  einnehmen,
sondern das einschneidende Erlebnis der Geburt des eigenen
Kindes  miterleben,  und  mehr  noch:  die  erste  Zeit  mit  dem
Nachwuchs teilen.

Unabhängig davon bedeutet ein Vaterschaftsurlaub auch einen
wichtigen Schritt in Richtung Gleichstellung. Für Mütter gilt
per Gesetz aktuell ein Mutterschaftsurlaub von 14 Wochen. Mit
der Anstellung einer jungen Frau verbinden Arbeitgeber deshalb
nach wie vor das «Risiko», dass im Falle einer Schwangerschaft
nicht  nur  eine  Arbeitskraft  ausfällt,  sondern  gleichzeitig
auch Lohnkosten damit einhergehen. Das führt zwangsläufig zu
einer Benachteiligung von Frauen auf dem Arbeitsmarkt. Dieses
geschlechterspezifische  Ungleichgewicht  würde  durch  einen
gesetzlich  verankerten  Vaterschaftsurlaub  gemindert  bzw.
aufgelöst. Das berufliche Vorankommen der Frau bzw. der jungen
Mutter stünde mit demjenigen des Mannes plötzlich gleich auf.

Bemerkenswert  wie  bedenkenswert  ist,  dass  die  Schweiz  in
puncto  Vaterschaftsurlaub  den  meisten  Ländern  in  Europa
hinterher  hinkt:  Väter  stehen  in  allen  Nachbarländern  der
Schweiz und auch im restlichen Europa weitestgehend besser da.
Die  EU  und  fast  alle  OECD-Länder  kennen  entweder  einen
Vaterschaftsurlaub oder eine gemeinsame Elternzeit für Väter



und Mütter – oder gar beides. Zudem kam unlängst Bewegung in
die Bestrebungen nach einer EU-weiten einheitlichen Regelung
in Bezug auf die Vereinbarkeit von Beruf und Familie – und
damit auch auf eine Harmonisierung der Vaterschaftszeit.

Europa geht mit gutem Beispiel voran
Zehn Tage bezahlten Vaterschaftsurlaub für alle Väter Europas
– dieses Recht garantiert eine neue EU-Richtlinie, die am 1.
Juli 2019 in Kraft getreten ist. Sie bezweckt die Einführung
von EU-weiten Mindeststandards zur besseren Vereinbarkeit von
Familie und Beruf und will auch Anreiz sein, dass sich Väter
vermehrt um die Betreuung ihrer Kinder kümmern. Gleichzeitig
könnte  so  auch  die  Beschäftigung  von  Frauen  bzw.  Müttern
angehoben  werden.  Die  Umsetzung  dieser  Richtlinie  in
nationales  Recht  obliegt  allerdings  den  einzelnen
Mitgliedsländern – dies dürfte Zeit, mitunter einige Jahre, in
Anspruch nehmen. Daneben steht es den einzelnen Ländern frei,
auch weitergehende Regelungen zu erlassen oder die Vorgaben
mit  bestehenden  Ansprüchen,  etwa  bei  der  Elternzeit,  zu
vermengen  –  das  ist  mit  ein  Grund,  weshalb  die
familienpolitische  Gesetzgebung  innerhalb  der  EU-Staaten
erheblich variiert.

Dennoch:  In  vielen  europäischen  Ländern  ist  der
Vaterschaftsurlaub  schon  heute  gesetzlich  verankert.  Den
Spitzenplatz nimmt Finnland ein, das Vätern nach der Geburt
ihres Kindes 9 Wochen Urlaub gewährt, gefolgt von Spanien,
Slowenien und Litauen mit je 4 Wochen und Portugal mit 3
Wochen.  Bei  allen  anderen  Mitgliedstaaten  liegt  der
Vaterschaftsurlaub bei 1 bis 2 Wochen, mit Griechenland als
Schlusslicht, das werdenden Vätern nur gerade mal 2 freie Tage
gewährt.  Überhaupt  keinen  Vaterschaftsurlaub  kennen
Deutschland, Österreich, Luxemburg, Kroatien und die Slowakei.
In diesen Ländern gibt es jedoch einen Elternurlaub, den sich
die  Eltern  flexibel,  also  nach  Wunsch  und  der  Situation
gemäss, aufteilen können.



Individuelle Lösungen
Unbestritten ist, dass die europäischen Mitgliedstaaten der
Schweiz in Sachen Vaterschaftsurlaub – und mehr noch beim
Elternurlaub – voraus sind. Daran ändert auch der Umstand
nichts,  dass  die  bereits  erwähnten  länderspezifisch
individuellen  Lösungen  einen  unmittelbaren  Vergleich  nicht
ganz einfach machen.

Nebst der Anzahl gewährter freier Tage nach der Geburt eines
Kindes, steht grundsätzlich immer auch die Frage nach der
Entschädigung im Raum. Es ist als sehr fortschrittlich zu
werten,  dass  in  den  allermeisten  Ländern  Europas  der
Vaterschaftsurlaub zu 100 Prozent entlöhnt wird. Davon weichen
Schweden (80 Prozent), Slowenien (90 Prozent), Lettland (80
Prozent), Zypern (72 Prozent), Tschechien (70 Prozent) und
Bulgarien  (90  Prozent)  ab.  In  Finnland  wiederum  herrscht
diesbezüglich  eine  variable  Regelung,  abhängig  von  den
spezifischen Umständen und dem Einkommen beider Eltern. In der
Regel liegt hier die Entschädigung bei etwa 70 Prozent des
Einkommens.

Angesichts der unterschiedlichen Gesetzgebungen innerhalb der
EU  und  einer  ganzen  Reihe  an  länderspezifischen
Sonderregelungen, sollen hier vier beliebig ausgewählte Länder
beispielhaft die Spannweite europäischer Bestimmungen und die
jeweils  geltenden  Ansprüche  bezüglich  Vaterschaftsurlaub
aufzeigen.

Deutschland:  Unser  nördliches  Nachbarland  kennt  keinen
Vaterschaftsurlaub, hingegen eine Elternzeit. Sie wird Eltern
während maximal 14 Monaten bezahlt. Vater und Mutter steht es
zu, diese Zeit nach Belieben untereinander aufzuteilen. Eine
Einschränkung gibt es dennoch: Je Elternteil müssen mindestens
zwei Monate und höchstens zwölf Monate bezogen werden. Das
Elterngeld  variiert  nach  Einkommen:  Bei  höheren  Einkommen
beträgt es 65 Prozent des Nettolohns, bei tieferen Einkommen
bis zu 100 Prozent.



Österreich: Auch Österreich kennt keinen gesetzlichen Anspruch
auf Vaterschaftszeit. Väter haben aber Anspruch auf 28 bis 31
Tage  unbezahlten  Vaterschaftsurlaub,  während  dem  sie  einen
Familienzeitbonus von rund 700 Euro erhalten. Unabhängig von
diesem «Familienmonat» haben Eltern während maximal 36 Monaten
ein Kinderbetreuungsgeld zugute, wobei es hier verschiedene
Modelle gibt. Bei den vier pauschalen Kinderbetreuungsgeld-
Modellen  ist  die  Bezugsdauer  relevant,  der  sogenannte
Zusatzverdienst beträgt hier maximal 34 Euro pro Tag, beim
einkommensabhängigen Modell sind es maximal 66 Euro pro Tag.

Frankreich:  Nach  dem  16-wöchigen  Mutterschaftsurlaub  dürfen
die  Eltern  einen  einjährigen  «Erziehungsurlaub»  beziehen.
Dieser wird zwar nicht bezahlt, beinhaltet dafür aber eine
Arbeitsplatzgarantie.  Er  kann  zweimal  erneuert  werden;  die
maximale Bezugsdauer beträgt somit 36 Monate. Daneben gibt es
auch einen 11-tägigen Vaterschaftsurlaub während vier Monaten
ab  der  Geburt,  der  in  der  Höhe  des  Mutterschaftsgeldes
entschädigt wird.

Schweden: Der skandinavische Staat kennt eine Elternzeit von
480 Tagen. Dabei müssen Mütter und Väter zwingend je 60 Tage
beziehen, den Rest können sie sich aufteilen. Jeder Elternteil
hat zudem Anspruch auf unbezahlten Urlaub, bis das Kind 18
Monate alt ist. Die Elternzeit kann auch bei teilzeitlichen
Arbeitsanstellungen bezogen werden. Dabei erhalten die Eltern
während den ersten 390 Tage 80 Prozent des Bruttolohns, danach
während 90 Tagen rund 60 Euro pro Tag.

Die Schweiz hat Aufholbedarf

Europaweit ist die Schweiz das einzige Land, das weder einen
Vaterschaftsurlaub noch einen Elternurlaub kennt. Kinder sind
hierzulande  immer  noch  vorwiegend  eine  Frauenangelegenheit.
Während  sich  Frauen  mit  Teilzeit-  oder  unbezahlter  Arbeit
bescheiden  und  sich  um  die  Belange  der  Familie  kümmern,
arbeiten Väter Vollzeit. Und dies nicht allein mit Folgen für
die  unmittelbare  und  ebenso  wichtige  Vater-Kind-Beziehung,



sondern auch hinsichtlich Arbeitsmarkt und Gleichberechtigung.
Mit dem Ausfall von Müttern fehlen dem Arbeitsmarkt einerseits
Fachkräfte.  Andererseits  verdienen  Mütter  weniger,  da  sie
weniger gut bezahlte Jobs bekommen. Im Alter reicht dann die
Rente nirgendwo hin – schon eine Scheidung bedeutet in solchen
Konstellationen ein Armutsrisiko.

Bei familienpolitischen Vorlagen – wie aktuell auch bei der
Diskussion um einen bezahlten Vaterschaftsurlaub – sind es
zumeist die Kosten, die als gewichtiges Argument ins Feld
geführt werden. Kann sich die Schweiz einen Vaterschaftsurlaub
tatsächlich nicht leisten – oder will sie es schlicht nicht?

Die  Ausgaben  hierfür  sollen  gemäss  Initiative  über  die
Erwerbsersatzordnung  finanziert  werden,  analog  zur
Mutterschaftsversicherung. Laut Berechnungen des Bundes sollen
sich die Kosten eines vierwöchigen Vaterschaftsurlaubs auf 420
Millionen  pro  Jahr  belaufen  –  zu  teuer.  Die  Initianten
wiederum argumentieren, dass bereits heute ein Teil über die
EO-Beiträge  finanziert  werden  könne,  da  die  Zahl  der
Militärdiensttage  sinkt.  Und  dass  eine  allenfalls  nötige
Erhöhung des Beitragssatzes zu verkraften wäre.

Man darf gespannt sein und hoffen, dass der Nationalrat im
Herbst  den  Mut  aufbringt  zu  einem  JA  für  einen  bezahlten
Vaterschaftsurlaub.  Es  wäre  nicht  nur  an  der  Zeit  dafür,
vielmehr ist die Zeit dazu überfällig.

 


